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(2) Sofern nichts anderes vereinbart ist, wird ein ersuchen­
der Staat in bezug auf den Tod oder die Verletzung von Per­
sonen, die Beschädigung oder den Verlust von Sachwerten 
oder auf Umweltschäden, die in seinem Hoheitsgebiet oder 
einem anderen Gebiet unter seiner Hoheitsgewalt oder Kon­
trolle im Verlauf der angeforderten Hilfeleistung verursacht 
worden sind,

ä) kein gerichtliches Verfahren gegen die hilfeleistende 
Partei oder gegen die für sie tätigen natürlichen Perso­
nen oder anderen Rechtsträger einleiten;

b) die Verantwortung im Zusammenhang mit gerichtlichen 
Verfahren und mit Ansprüchen übernehmen, die von 
Dritten gegen die hilfeleistende Partei oder gegen die 
für sie tätigen natürlichen Personen oder anderen 
Rechtsträger geltend gemacht werden;

c) die hilfeleistende Partei oder die für sie tätigen natür­
lichen Personen oder anderen Rechtsträger in bezug auf 
die unter Buchstabe b genannten gerichtlichen Verfahren 
und Ansprüche schadlos halten und

d) die hilfeleistende Partei oder die für sie tätigen natür­
lichen Personen oder anderen Rechtsträger entschädigen 
für
i) Tod oder Verletzung von Personal der hilfeleistenden 

Partei oder für sie tätigen Personen;
ii) Verlust oder Beschädigung unverbrauchbarer Aus­

rüstungen oder Materialien, die mit der Hilfeleistung 
im Zusammenhang stehen;

ausgenommen hiervon sind Fälle vorsätzlichen Fehlver­
haltens der Personen, die den Tod, die Verletzung, den 
Verlust oder die Beschädigung verursacht haben.

(3) Dieser Artikel verhindert nicht Schadenersatzleistungen 
oder Entschädigungen aufgrund geltender internationaler Ab­
kommen oder innerstaatlichen Rechts eines Staates.

(4) Dieser Artikel verpflichtet den ersuchenden Staat nicht, 
Absatz 2 ganz oder teilweise auf seine Staatsbürger oder die 
Personen mit ständigem Aufenthalt in diesem Staat anzu­
wenden.

(5) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, 
Annahme oder Bestätigung dieser Konvention oder dem Bei­
tritt zu dieser erklären,

a) daß er sich durch Absatz 2 ganz oder teilweise nicht als 
gebunden betrachtet;

b) daß er Absatz 2 ganz oder teilweise in Fällen grober 
Fahrlässigkeit der Personen, die den Tod, die Verletzung, 
den Verlust oder die Beschädigung verursacht haben, 
nicht anwenden wird.

(6) Ein Teilnehmerstaat, der eine Erklärung nach Absatz 5 
abgegeben hat, kann diese jederzeit durch eine an den Depo­
sitar gerichtete Notifikation zurücknehmen.

A r t i k e l  1 1  

Beendigung der Hilfeleistung

Der ersuchende Staat oder die hilfeleistende Partei kann 
jederzeit nach entsprechenden Konsultationen und durch 
schriftliche Notifikation um Beendigung der nach dieser Kon-' 
vention erhaltenen oder geleisteten Hilfe ersuchen. Sobald ein 
solches Ersuchen gestellt ist, konsultieren die beteiligten Par­
teien einander, um Vorkehrungen für den ordnungsgemäßen 
Abschluß der Hilfeleistung zu treffen.

A r t i k e l  1 2  

Verhältnis zu anderen internationalen Abkommen

Diese Konvention berührt nicht die gegenseitigen Rechte 
und Pflichten der Teilnehmerstaaten aus bestehenden interna­
tionalen Abkommen betreffend die durch die Konvention er­
faßten Angelegenheiten oder aus künftigen internationalen 
Abkommen, die in Übereinstimmung mit Ziel und Zweck der 
Konvention geschlossen werden.

Ausgabetag: 31. Juli 1987

A r t i k e l  13 
Beilegung von Streitigkeiten

(1) Im Fall eines Streitfalls zwischen Teilnehmerstaaten 
oder zwischen einem Teilnehmerstaat und der Organisation 
über die Auslegung oder Anwendung dieser Konvention kon­
sultieren die Parteien des Streitfalls einander mit dem Ziel, 
den Streitfall durch Verhandlungen oder durch jedes andere 
für sie annehmbare friedliche Mittel der Beilegung von Strei­
tigkeiten beizulegen.

(2) Kann ein Streitfall dieser Art zwischen Teilnehmerstaa­
ten nicht binnen eines Jahres nach dem in Absatz 1 vorgesehe­
nen Ersuchen um Konsultation beigelegt werden, so wird er 
auf Ersuchen einer der Parteien des Streitfalls einem Schieds­
verfahren unterworfen oder dem Internationalen Gerichtshof 
zur Entscheidung unterbreitet. Wird ein Streitfall einem 
Schiedsverfahren unterworfen und können sich die Parteien 
des Streitfalls nicht binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt 
des Ersuchens über die Ausgestaltung des Schiedsverfahrens 
einigen, so kann eine Partei den Präsidenten des Internatio­
nalen Gerichtshofs oder den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen ersuchen, einen oder mehrere Schiedsrichter zu be­
stellen. Widersprechen Ersuchen der Parteien des Streitfalls 
einander, so hat das an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gerichtete Ersuchen Vorrang.

(3) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, 
Annahme oder Bestätigung dieser Konvention oder dem Bei­
tritt zu dieser erklären, daß er sich durch eines oder durch 
beide der in Absatz 2 vorgesehenen Verfahren zur Beilegung 
von Streitigkeiten nicht als gebunden betrachtet. Die anderen 
Teilnehmerstaaten sind gegenüber einem Teilnehmerstaat, 
für den eine solche Erklärung in Kraft ist, durch ein in Ab­
satz 2 vorgesehenes Verfahren zur Beilegung von Streitig­
keiten nicht gebunden.

(4) Ein Teilnehmerstaat, der eine Erklärung nach Absatz 3 
abgegeben hat, kann diese jederzeit durch eine an den Depo­
sitar gerichtete Notifikation zurücknehmen.

A r t i k e l  14 
Inkrafttreten

(1) Diese Konvention liegt für alle Staaten und Namibia, 
vertreten durch den Rat der Vereinten Nationen für Nami­
bia, vom 26. September 1986 am Sitz der Internationalen 
Atomenergieorganisation in Wien und vom 6. Oktober 1986 
am Sitz der Vereinten Nationen in New York bis zu ihrem 
Inkrafttreten oder für die Dauer von zwölf Monaten, falls 
diese Zeitspanne länger ist, zur Unterzeichnung auf.

(2) Jeder Staat und .Namibia, vertreten durch den Rat der 
Vereinten Nationen für Namibia, können ihre Zustimmung, 
durch diese Konvention gebunden zu sein, entweder durch 
Unterzeichnung oder durch Hinterlegung einer Ratifikations-, 
Annahme- oder Bestätigungsurkunde nach einer unter Vor­
behalt der Ratifikation, Annahme oder Bestätigung erfolg­
ten Unterzeichnung oder durch Hinterlegung einer Beitritts­
urkunde zum Ausdruck bringen. Die Ratifikations-, An­
nahme-, Bestätigungs- oder Beitrittsurkunden werden beim 
Depositar hinterlegt.

(3) Diese Konvention tritt dreißig Tage nach dem Zeitpunkt 
in Kraft, zu dem drei Staaten ihre Zustimmung, gebunden zu 
sein, zum Ausdruck gebracht haben.

(4) Für jeden Staat, der nach Inkrafttreten dieser Konven­
tion seine Zustimmung zum Ausdruck' bringt, durch die Kon­
vention gebunden zu sein, tritt sie dreißig Tage nach dem 
Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Zustimmung zum Ausdruck 
gebracht wurde.

(5)
a) Diese Konvention steht internationalen Organisationen 

und von souveränen Staaten gebildeten regionalen Inte­
grationsorganisationen, die für das Aushandeln, den Ab­
schluß und die Anwendung internationaler Abkommen 
betreffend die durch die Konvention erfaßten Angele­
genheiten zuständig sind, nach Maßgabe dieses Artikels 
zum Beitritt offen.


